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Birnstock: Es ist überfällig, die Zivilklauseln abzuschaffen – wer das
bestreitet, ignoriert die Realität

Verankerung des integrierten Bachelors im Jurastudium ist wichtiger Modernisierungsschritt

In der heutigen zweiten Lesung des Gesetzes zur Änderung des Universitätsklinika-Gesetzes sagte der
forschungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Dennis Birnstock:

 

„Auch mit der Euphorie über den nun besiegelten Verbund der Universitätskliniken Heidelberg und
Mannheim sollte die Landesregierung nicht übersehen, dass wir an den vier Unikliniken, die sich bereits
in Landesträgerschaft befanden, einen milliardenschweren Sanierungsstau haben.
Bundessonderprogramme dürfen keine Ausrede für fehlende Landesprioritäten sein. Das strukturelle
Defizit des neuen Verbunds in der Rhein-Neckar-Region muss schnell sinken.

Mit der festen Verankerung des integrierten Bachelors im Jurastudium an den Landesuniversitäten
setzen wir einen wichtigen Modernisierungsschritt in der rechtswissenschaftlichen Ausbildung um. Fünf
Jahre Studium enden künftig nicht mehr im Nichts, wenn das Staatsexamen nicht geschafft wird. Dieser
Abschluss stärkt Durchlässigkeit und Perspektiven, ohne das Staatsexamen in Frage zu stellen.

Einen wichtigen Punkt verpasst das Gesetz jedoch: Es ist überfällig, die Zivilklauseln abzuschaffen,
insbesondere im KIT-Gesetz. Die Festlegungen in einigen universitären Grundordnungen stehen im
Widerspruch zur verfassungsrechtlich garantierten Wissenschaftsfreiheit. Sie schränken Forschung ein,
schaffen rechtliche Unsicherheit und gefährden die Innovationskraft unseres Landes. Das muss sich
ändern, gerade angesichts der sicherheitspolitischen Lage. Wer das bestreitet, ignoriert die Realität.“

 


